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Bei dem herannahenden Ende des Vierteljahres erſuchen wir unſer y 
rechtzeitige Erneuerung des Abonnements, damit ſie das Blatt 5 
forterhalten. Gleichzeitig erſuchen wir unſere Leſer, durch größtmöglichſte Verbreitung 
unſeres Blattes demſelben ihre ee e ee zu laſſen. 

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Juſtellung unſeres Blattes bitten wir, bei dem 
betreffenden Sed en oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen da wir von 
ier aus unfer Blatt regelmäßig an jedem Donnerſtag mit den Abendzügen verſende 
o daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend Abend 1 
den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens, in keiner Weite 
gegen eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlagnahme unferes 
Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, jo werden, davon find wir über⸗ 
zeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns ihr Wohl— 


wollen nach wie vor erhalten. 


Was kann das Abgeordnetenhaus noch thun? 


In wenig Wochen wird das Abgeordnetenhaus wie⸗ 
der zuſammen treten. Wir Alle kennen das Schickſal, 
welches ſeit vier Jahren den Arbeiten der Männer zu 
Theil geworden iſt, die treu und unermüdlich für das 
Recht und die Wohlfahrt des Landes geſtritten haben. 
Die alten Griechen erzählten ſich eine wunderbare Fabel. 
Sie erzählten, daß Siſyphos, der Erbauer von Korinth, 
ein gar kluger Mann geweſen fei, klüger als die Götter 
ſelbſt. Aber die Götter waren ſtärker als er. Sie 
verdammten ihn nach ſeinem Tode dazu, daß er in der 
Unterwelt einen ſchweren Stein einen Berg hinauf⸗ 
wälzen ſollte, bis er auf dem Gipfel deſſelben liegen 
bliebe. Wenn aber Siſyphos den Stein beinahe hin⸗ 
aufgebracht hatte, dann entriſſen die Götter ihn ſeinen 
Händen und ließen ihn wieder den Berg hinunterrollen. 
Siſyphos aber mußte ſeine Arbeit immer von Neuem 
beginnen, und kaum war fie der Vollendung nahe, fo 
entrollte der Stein immer wieder ſeinen Händen. 

Natürlich iſt das nur ein alte heidniſche Fabel, und 
kein Chriſtenmenſch glaubt daran, was von den alten 
Göttern erzählt wird. Aber in einigen Stücken paßt 
die Fabel doch auf unſere Abgeordneten. Sie haben 
alljährlich den Vorſchriften der Verfaſſung gemäß den 
ſchweren Stein des Staatshaushaltsgeſetzes mit mühſeli⸗ 
ger Arbeit bis nahe an den Gipfel gebracht. Aber 


ſchon viermal haben Regierung und Herrenhaus i 
Berg wieder hinabrollen laſſen und 15 Fahne leben wir 
nun ſchon in einem Zuſtande, der mit den Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung des Landes nicht im Einklange ſteht 
Ja, die miniſteriellen Blätter haben uns ſchon ange⸗ 
kündigt, daß ein Staatshaushaltsgeſetz, wie es der ge⸗ 
wiſſenhaften Ueberzeugung unſerer Abgeordneten und 
der Bafa e auch jetzt nicht auf dem Gipfel 
der Beſtätigung anlangen, ſondern z ü 
den 8 hie rollen wird ae 
„Da wir das nun wiſſen, fo haben wir die Pflicht, 
mit aller Ruhe und Beſemenheiß zu überlegen, a 
unſern. Abgeordneten zumuthen dürfen, daß fie 
zum fünften Male die ſchwere und doch vergebliche 
Arbeit unternehmen. Wir müſſen uns die Frage vor⸗ 
legen, ob wir es über das Herz bringen können, von 
den Männern unſerer Wahl zu verlangen, daß ſie zum 
fünften Mal eine Arbeit thun, die dem Lande durchaus 
keinen Nutzen, die ihnen ſelbſt aber nichts Anderes ein⸗ 
bringen wurde, als wiederum den Spott und den Hohn 
der Feinde von Recht und Verfaſſung. Wir müſſen 
bedenken, daß die Abgeordneten nicht Männer ſind, die 
um ihres Nutzens oder Vortheils willen ihr ſchweres 
Amt übernommen haben. Nein, wir get find es, die 
ſie darum gebeten, die ſie beauftragt haben, unſer Recht 
wahrzunehmen und darüber zu wachen, daß unſer Geld 
nur zu ſolchen Zwecken verwendet werde, die wir billigen 


und die wir als nützlich für den Staat annerkennen. 
Aber das Geld iſt 15 vier Jahren doch nicht ſo ver⸗ 
wandt, wie ſie es beſchloſſen haben, und wir es gut 
heißen, ſondern wie es nach dem Gutachten von acht 
Miniſtern für nöthig gehalten wird. Ferner ſind die 
Abgeordneten dazu da, daß ſie die Geſetze, deren das 
Land bedarf, berathen und den Miniſtern die Ueber⸗ 
zeugung beibringen, daß dieſe ſchlechthin nothwendigen 
Gelege auch erlaſſen und ausgeführt werden müſſen. 
Schlechthin nothwendig aber ſcheint ed (wir ſprechen 
natürlich nur von dem Allernothwendigſten), daß der 
Dienſt im Friedensheere, auf zwei Jahre herabgeſetzt 
wird, daß wir eine ganz andere und beſſere Kreis⸗ und 
Gemeindeordnung bekommen, und daß die Polizeiobrig⸗ 
keit der Rittergutsbeſiger und der Rentmeiſter endlich 
aufhört. Aber wie die Dinge jetzt ſtehen, werden ſich 
die Regierung und die Volksvertreter über ſolche Geſetze 
noch nicht verſtändigen. Sie zu berathen wäre für jetzt 
daher eine ebenſo überflüſſige Arbeit, als es die Be⸗ 
rathung des Staatshaushaltsgeſetzes zu ſein ſcheint. 

Es iſt daher eine ſchwere Zumuthung, wenn wir von 
den Männern, die unſere Sache führen, verlangen, daß 
ſie ohne Ausſicht auf Erfolg zum fünften Male wieder 
die Budgetberathungen anfangen ſollen. Es bleibt ihnen 
zum Nutzen des Landes gar nichts Anderes mehr übrig, 
als von Anfang an der Regierung mit klaren unum⸗ 
wundenen Worten zu erklären: Wir werden das Staats⸗ 
haushaltsgeſetz erſt dann berathen und Geld zu Staats⸗ 
ausgaben nur dann bewilligen, wenn wir zuvor die 
Sicherheit haben, daß, den Geboten der Verfaſſung 
gemäß, das Geld des Volkes nur in derjenigen Höhe 
und zu denjenigen Zwecken verwandt werden kann, wie wir 
es im Namen und Auftrage des Volkes und unſerem 
beſchworenen Rechte gemäß bewilligt haben. Gebt uns 
dieſe Sicherheit, und laßt uns die Gewißheit haben, daß 
wir die zweijährige Dienſtzeit, daß wir die Abſchaffung 
der gutsherrlichen Polizei, daß wir eine wirklich gute 
Kreis⸗ und Gemeindeordnung erlangen können: dann 
werden wir unſere Geſchäfte wieder führen wie ehedem. 
Gewährt Ihr uns aber dieſe Sicherheit nicht, dann wer⸗ 
den wir zwar bis zur Schließung oder Auflöſung des 
Abgeordnetenhauſes auf unſerem Poſten bleiben, aber 
man lege es dann nicht uns zur Laſt, wenn wir keine 
äußeren Spuren unſerer Thätigkeit hinterlaſſen. 

So können die Abgeordneten ſprechen ohne fürchten 
zu müſſen, daß wir ſie alsdann nicht mehr als unſere 
wahren Vertreter betrachten werden. Wir werden aner⸗ 
kennen, daß ſie ihre Pflichten gegen das Vaterland treu 
und wacker erfüllt haben. Wir find dabei überzeugt, 
daß dieſe Pflichterfüllung und dann auch die Erfüllung der 
uns felbft obliegenden Pflichten das Land doch am Ende 
aus der traurigen Lage erlöſen wird, in der es ſeit 
beinahe vier Jahren ſich befindet. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die Unterhandlungen zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen wegen der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage 
ſollen wieder aufgenommen werden; ebenſo verhandelt man 
zwiſchen Berlin und Wien noch immer wegen der Frank⸗ 


furter Angelegenheit, ohne jedoch zu einem Reſultat zu 
kommen. 

In unſern inneren Angelegenheiten ift eine Veränderung 
nicht wahrzunehmen. Die Miniſter ſind mit der Vorbe⸗ 
reitung zu der Vorlage für den Landtag beſchäftigt, 
doch hört man noch nichts weiter darüber, als daß die bei⸗ 
den wichtigſten Vorlagen der Staatshaushaltsentwurf und 
die Vorlage über die geſetzliche Regelung der Militatr⸗Reor⸗ 

aniſation im Prinzip ſich gar nicht von den früheren, von 

er zweiten Kammer ieh Vorlagen unterſcheiden ſol⸗ 

len. Daß außerdem einige Geſetzentwürfe, die wirthſchaft⸗ 
liche Verbeſſerungen anbahnen, eingebracht werden, ſteht zu 
erwmten; doch kann dies, gegenüber der Frage wegen der 
endlichen Beendigung unſeres Verfaſſungskonfliktes nur von 
untergeordneter Bedeutung ſein. 

Die Provinzial⸗Landtage haben ihre Sitzungen 
geſchloſſen. Der Hauptgegenſtand ihrer Berathung war die 
Vorlage wegen Vertheilung der Grund ſteuer⸗Veran⸗ 
iagungetelen, und einige Landtage haben fih nur mit 
dieſer „zn beſchäftigt. Mit Rückſicht auf die Rechte des 
allgemeinen Landtages, der über die Koſten durch ein Geſetz 
da beſchließen hat, hat ſich nur der preußiſche Provinzial⸗ 

andtag für inkompetent in dieſer Sache erklärt. Zugleich 
hat er aber eine Petition an den König gerichtet, daß die 
Koſten, wie das Abgeordnetenhaus ſchon vorgeſchlagen hatte, 
auf die Staatskaſſe übernommen werden. In dieſem Sinne 
haben ſich auch noch andere Provinzial⸗Landtage geäußert, 
beſonders der der Provinz Schleſien. Abweichend von 
dem urſprünglichen Vorſchlage der Regierung „die Koſten 
durch einen auf die Reihe von 10 Jahren zu vertheilenden 
Zuſchlag auf die Grundſteuer aufzubringen“, haben die mei⸗ 
ſten Provinzial⸗Landtage ſich dahin geäußert, daß dieſe eben 
durch einen Vochlag zu allen Steuern, alſo auch zur 
Kiafjenfteuer, Wewerbeſterker und ſogar auch zur Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer aufgebracht werden ſollen. Dieſer Vorſchlag 
kann dem ganzen Sinn der neuen Grundſteuerveranlagung 
nach wohl ſchwerlich die Zuſtimmung der Regierung finden. 

Eine Anzahl preußiſcher Adlichen hatten bekanntlich dem 
Exkönig von Neapel, Franz, einen filbernen Ehrenſchild 
geſchenkt, um ihm ihre Theilnahme an ſeinem Sturz zu be⸗ 
weiſen. Der Exkönig zeigte ſich über dieſe Aufmerkſamkeit 
ſehr erfreut, und vertheilte als Dank an die Ueberbringer des 
Schildes Orden. Solche Ordens nerleihungen nützen nun 
aber in Preußen nichts, wenn nicht der Empfänger vom 
Könige die Erlaubniß erhält, den Orden zu tragen. Dieſe 
Erlaubniß hat nun jetzt der eine Empfänger einer jener 
Orden, ein Graf v. Stolberg, erhalten. & erregt dies 
grobee Erſtaunen, da Preußen das Königreich Italien er⸗ 
annt hat, man alſo glaubte, daß ein Königreich Neapel von 
unſerer Regierung nicht mehr gekannt werde. 

Nachdem Sachſen und Bayern ſich entſchloſſen haben, 
das Königreich Italien anzuerkennen, ſind die Unterhandlun⸗ 

en wegen eines Handelsvertrages zwiſchen dem 
len und Italien durch Preußen von Neuem auf- 

enommen worden. Man glaubt, daß ſie bald zu Ende ge⸗ 
ührt ſein werden, und daß alsdann die noch zögernden deut⸗ 
ſchen Staaten auch die Anerkennung Italiens ausſprechen 
werde. 

Baden. In der Ständeverſammlung hat der ehmalige 
Miniſter Roggenbach in Folge einer Interpellation Erklärun⸗ 
gen über ſeinen Rücktritt vom Miniſterium gegeben. Er 
motivirt denſelben damit, daß die letzten Meinungsäußerungen 
des Landtags in der letzten Seſſion ihm den Eindruck ge⸗ 
macht haben, daß er nicht mehr das e Vertrauen 
der Majorität beſitze. Das iſt ohne Zweifel wahr, ſchon 


weil er es in rechtſchaffener Mann, der er ohne Zweifel 
iſt, jagt. „ Ice in der Verſammlung wie im 
Lande: es iſt nicht die ganze Wahrheit. Noch andere Gründe 
haben gewiß beſtimmend auf ſeinen Entſchluß eingewirkt. 
Dies Gefühl wurde noch verſtärkt durch die ebenſo loyalen 
als liberalen Erklärungen des übrigen Minifteriums, die auch 
den Eindruck machten, als ob da noch Etwas im Hinter 
runde ſei, wovon man nicht ſprechen wolle oder vielmehr 
nicht ſprechen könne. Genug dieſe ganze Auseinanderſetzung hat 
die Lage durchaus nicht klar gemacht. Im Gegentheil ſtatt 
die Luft zu reinigen, iſt ſie eher noch ſchwüler und drückender 
geworden als vorher. 

Baiern. In München hat die ultramontane Partei 
einen Sieg erfochten, indem ſie den jungen König dahin 
gebracht hat, daß er den Komponiſten Richard Wagner aus 
feiner Umgebung entfernt hat. . 
Dedſterreich. Der Kaiſer iſt jetzt nach Ofen gereift, wo 
der ungariſche Landtag mit nächſtem ſeine Sitzungen begin⸗ 
nen wird. Die Ungarn hoffen a die Bewilligung Tehr 
großer Vortheile, und glauben auch, daß der Gedanke an die 
Paß lung einer Reichtzeinheit ganz aufgegeben ſei. Wir 
glauben jedoch, daß ſchließlich alle Verſoͤhnungsverſuche an 
dem Umſtande ſcheitern werden, daß die Ungarn gar keine 
Neigung haben, einen Antheil der öfteneidhtichen Staats- 
ſchuld zu übernehmen. Und doch bedürfen die öſterreichiſchen 
Finanzen einer ſolchen Unterſtützung ganz nothwendig, denn 
kaum iſt es den Bemühungen des Sinnen gelungen, 
90 Millionen zu wahrhaft 1 105 drückenden Bedingungen 
zu bekommen, ſo hört man ſchon wieder davon, daß es 
nothwendig ſein werde, das Defizit für 1866 durch eine 
Anleihe zu decken. Die Angaben über die Höhe dieſer 
Anleihe ſchwanken, die einen meinen, es würden an fünfzig 
Millionen gebraucht werden, die anderen ſprechen von 
100 Millionen. Schließlich werden wohl beide Parteien 
Recht behalten, man wird 50 Millionen und 100 Millionen 
brauchen, und es wird ſich nur fragen, ob ſich noch einmal 
Jemand finden wird, der dem Kaiſerſtaat ſein Geld anvertraut. 

Belgien. Am Sonntag den 10. d. M. iſt Leopold, König 
der Belgier, wenige Tage vor der Vollendung ſeines 75. 
Lebensjahres geftorben. Mit ihm wird ein Europäiſcher Fürſt 
zu Grabe gekragen, der trotz der Kleinheit ſeines Landes 
öfter als etnmal eine höchſt einflußreiche Rolle im Rathe der 

uropäifchen Großmächte geſpielt hat, ja, den Fürſten und 
Völker ſeit einer Reihe von Jahren als den Neſtor im Euro⸗ 
päiſchen Kongreß betrachteten und den beſonders die Frie⸗ 
densfreunde als ihren wahren: Vertreter im Europäischen 
aa anſahen. , 

eopold, der zweite Sohn des Herzogs von Sachſen⸗Ko⸗ 
burg, hatte ſeine Jugend großentheils im ruſſiſchen Heere 
zugebracht, in welchen er auch die Freiheitskriege mitmachte. 
Später kam er durch ſeine Verheirathung mit einer engli- 
ſchen Prinzeſſin in ein näheres Verhältniß zum engliſchen 
Königshauſe. Als es ſich dann Ende der zwanziger Jahre 
im Nathe Englands, Rußlands und Frankreichs darum han⸗ 
delte, einen König für das von der Türkei losgeriſſene Grie⸗ 
chenland zu ſuchen, fiel die Wahl auf den Prinzen Leopold, 
weil er gleichzeitig am Engliſchen wie am Ruſſiſchen Hofe 
beliebt war. Leopold erklärte ſich nur unter beſtimmten Be⸗ 
dingungen bereit, die Krone anzunehmen, welche Bedingungen 
einen glänzenden Beweis von ſeiner tiefen politiſchen Einſicht 
und von ſeinem ſorgfältigen Studium der Griechiſch⸗Türkiſchen 
Verhältniſſe ablegte. Die Bedingungen wurden nicht erfüllt 
und ſo lehnte Leopold die Krone ab. Anderthalb Jahre 
ſpäter wurde ihm die Krone von Belgien, das ſich in 
Folge der Franzöſtſchen Julirevolution im September 1830 


von Holland losgeriſſen hatte, angetragen. Dieſen Thron 
nahm er an trotz der ungeheuren Schwierigkeiten, die ſeine 
Stellung umgab. Belgien hatte noch nie als ſelbſtſtändiger 
Staat exiſtirt, ſondern nur als Theil, und zwar meiſtens als 
unzufriedener, ja meuteriſcher Theil eines anderen Staates. 
Es war losgeriſſen von Holland durch eine Koalition der 
ultra⸗katholiſchen mit der revolutionär liberalen Partei. Der 
einen Partei ſtand er als Proteſtant, der anderen als gebore⸗ 
ner Prinz fremd gegenüber. Trotz dieſer Schwierigkeiten hat 
er Belgien den Namen des konſtitutionellen Muſter⸗ 
ſtaates erworben, aber wir fürchten ſehr, daß weitere Erfah⸗ 
rungen nach ſeinem Tode dieſen Ruhm der Belgiſchen Inſti⸗ 
tutionen, des Belgiſchen Staats und des Belgiſchen Volks 
vorzugsweiſe nur als ein Verdienſt erſcheinen laſſen, das ihm, 
dem König Leopold und feiner geſchickten Regierung zukommt. 
Er hat durch feine Regierung bewieſen, daß ein konſtitutio⸗ 
neller Fürſt nur dann einen wirklich großen Einfluß auf die 
mee ausüben kann, wenn er immer den Willen der 
großen Mehrheit des Volkes beachtet, daß er aber durch die 
geſchickte und entſchloſſene Unterſtützung der nach feiner Mei⸗ 
nung wohlunterrichteten Majorität oder durch die in ſeiner 
Hand liegenden geſetzlichen erzögerungsmittel für die Gel⸗ 
tendmachung des Willens der Maforität einen größeren Ein⸗ 
fluß auf die Geſtaltung des Staatsweſens haben kann, als 
ein abſoluter Monarch mittelſt ſeiner autokratiſchen Befehle 
in Wirklichkeit ausübt. Nach der Februarrevolution 1848 gab 
er den beſten Beweis, wie wenig ihm daran liege, gegen den 
Willen des Volkes König zu ein Als ſich damals auch 
Gährungen in Belzien zeigten, erklärte er in einer Prokla⸗ 
mation, daß man ſich die Mühe und die Unannehm⸗ 
lichkeiten einer Revolution ſparen kzune, da er 
ſehr gern bereit ſei, wenn die Majorität es wün⸗ 
ſche, von ſeinem Amte zurückzutreten. Die Antwort 
war die dringende Bitte: doch ja ſeine Thätigkeit am Lande 
zu erhalten und in ſeiner Stellung zu bleiben. 

Seit dem 2. Dezember 1851 und ſeit der Errichtung 
des zweiten Kaiſerreichs hat man immer gefürchtet, daß der 
Tod des Königs Leopold das Signal für die Einverleibung 
Belgiens in Frankreich fein werde. Dieſe Beſorgniß beſteht 
noch, aber weſentlich gemindert durch die Expedition nach 
Mexiko, in welche ſich Louis Napoleon eingelaſſen hat und 
welche ihn in ſo ſchlimme 1 dag in Amerika gebracht 
hat, daß er ſich ſcheuen muß, ſich in Europa auf neue große 
Unternehmungen einzulaſſen. Man hat ſich immer gewun⸗ 
dert, wie es gekommen ſei, daß der kluge und einſichtige 
König Leopold ſeinen Schwiegerſohn Maximilian von Oeſter⸗ 
reich nicht abgehalten habe, die Merxikaniſche Kaiſerkrone an⸗ 
zunehmen. Schon öfter find Stimmen laut geworden, die 
den Grund für dies Geſchehenlaſſen darin gefunden haben, 
daß er allein durch dieſe mexikaniſche Geſchichte dem für 
Belgien gefährlichen zweiten Franzöſiſchen Kaiſerreiche ſolche 
Verwicklungen ſchaffen wollte, die es verhinderten, Belgien 
feiner Selbſtſtändigkeit und feine Familie des Belgiſchen 
Thrones zu berauben. Die Geſchichte der nächſten Jahre 
ſchon wird lehren, ob der König Leopold auch noch dieſen 
Ruhm mit ins Grab genommen hat. 

Mit dem Tode des a Leopold 
Thron in Wahrheit erledigt. Sein Sohn 
der 70 nicht unmittelbar nach, ſondern nach dem 
Art. 79. der Konſtitution übernehmen die Miniſter die Aus- 
übung der königlichen Gewalt im Namen des Volkes. In⸗ 
nerhalb zehn Tagen nach dem Tode des Königs treten die 
Kammern ujammen und der künftige Monarch leiſtet den 
Eid auf die Verfafſung, worauf er als König proklamirt 
wird. Nach den Nachrichten aus Brüſſel wird der Sohn 


iſt der belgiſche 
folgt ihm 1 55 


des Königs Leopols N Begräbniß ſeines Vaterz am: 
. den Eid vor den Verſammelten 


dara ne Tüppen aus Mexiko zurückzuziehen, da er fieht, 
daß dis Regiernn ae ae ae Lernen Wil⸗ 
lens repüblifniſche Partei in Mexiko bei fortdtmern⸗ 
dem Meiben der Frünzoſen zu unterſtützen. j 
— a 2 R 


Eine Weihnachtsgabe. 


Am 16. Auguſt 1860 ſchlugen die Wellen des Wallen- 
ſees über Heinrich Simon aus Breslau, Abgeordneten zum 
deutſchen Parlament und Mitglied der von dem Parlamente 

-deutſchen Reichsregentſchaft, zuſammen. Ein jäher 
Tod hatte ſeinem Leben ein Ende gemacht. Damals nahm 
ganz Deutſchland die Trauerbolſchaft mit tiefer Bekümmer⸗ 
niß auf. Wir haben einen guten Mann verloren, 
das war der Nachruf des deutſchen Volkes an ſeinem einſti⸗ 
gen Vertreter, und als ſeine Freunde den Plan faßten, an 
der Stätte des Unglücks dem Dahingeſchiedenen ein Denk⸗ 
mal zu errichten, da floſſen im Vaterlande des Todten reich⸗ 
lich die Beiträge. So ſteht jetzt ſeit 4 Jahren ein Denkmal 
von Marmor am Wallenſee, welches den Wanderer erinnern 
ſoll an den „guten deutſchen Mann“ der dort ſtarb, fern von 
dem Vaterlande, welches er ſo ſehr geliebt. 

Zu dieſem Denkmal, welches gleichſam das Volk errichtet 
hat, hat jetzt Johann Jakoby, der treue Freund des Ver⸗ 
ſtorbenen, ein neues Denkmal geſellt, ein Denkmal, beſtimmt, 
das Andenken des Vorſtorbenen lebendig zu halten im Her⸗ 
zen des Volkes. Aus den. Briefen, welche, der Verſtorbene 
an ſeine Familie geſchrieben, und welche eine getreue Hand 
geſammelt, hat er ein Lebensbild des Verſtorbenen zuſammen⸗ 
geſtellt: Heinrich Simon, ein Gedenkbuch für das deut⸗ 
ſche Volk. Die erſte Ausgabe deſſelben wurde bald 55 
dem Erſcheinen mit Beſchlag belegt, und jetzt, nachdem dur 
Erkenntniß des Berliner Gerichtshofes drei Stellen des Buches 
als gegen das Strafgeſetz verſtoßend bezeichnet und der Her⸗ 
ausgeber zu vierzehntägiger Gefängnißſtrafe verurtheilt worden, 
iſt mit enlafına dieſer inkriminirten Stellen eine neue 
billige Ausgabe zum Preiſe von 1 Thlr. erſchienen. Das iſt 
gleichſam eine Weihnachtsgabe, welche Johann Jacoby aus 
dem Gefängniſſe dem preußiſchen, dem deutſchen Volke dar⸗ 
bietet, und wir wünſchen, daß die Gabe recht vielfach ange⸗ 
nommen werde. Wir laſſen hier aus dem Nachruf, welchen 
ſ. Z. die National⸗Zeitung dem Verſtorbenen brachte, und 
mit welchem das Buch ſchließt, folgende Stelle folgen: 

„Männer wie Heinrich Simon verkünden durch ihr Leben 
eine beſſere Zukunft, And ſelbſt eine troſtreiche, frohe Bot⸗ 
ſchaft für unſer, trotz feiner hohen Eigenſchaften zurückge⸗ 
ſetztes und verkanntes Volk. Auch in dem Bewülßtſein des 
deutſchen Volkes taucht endlich wieder jener antike Begriff 
der Sittlichkeit auf, der ſo lange durch ein mißverſtandenes 
Chriſtenthum verdunkelt und getrübt worden, jener Sittlich⸗ 
keit, die von jedem Menſchen Bürgertugend, Gemenſinn, 
Hingebung für das Vaterland fordert und ohne dieſe Tugen⸗ 
den keinen ſittlichen Werth des Menſchen anerkennt, wäre 
er im Familien- und Privatleben auch noch jo fromm und 
gut. Dieſe antike Sittlichkeit beſaß Heinrich Simon in 
vollem Maße. Der zärtlichſte Sohn und Bruder, der treueſte 
Freund ſeiner Freunde, ein unermüdlicher Helfer aller Ge⸗ 
drücten und Nothleidenden, war doch über Alles dieſes hin⸗ 
aus der Stern ſeines hellen Auges vorwiegend auf das 


s die herrliche Er⸗ 
einung, die noch vor kurzer Zeig in ihrer ga Lem 


H öbprei des 
Mannes fein, — eine jold)e wäre Je en e 


einen Fürſten zurückzufordern.“ 
dge aber auch das Volk, um das zu erreichen, vor 
allem den Wahlſpruch Heinrich Simons nie vergeſſen. Der⸗ 
ſelbe lautete: 
„Nicht müde werden!“ 


Sprechſaal. 

In Betreff der Arbeiterfrage geht uns von einem 
Freunde unſeres Blattes aus der Provinz eine Zuſchrift zu, 
der wir Folgendes entnehmen: 

„Die heutige Arbeiter⸗Bewegung iſt keine unbegründete. 
Es iſt im Allgemeinen ein zu gewaltiger Unterſchied zwiſchen 
dem Einkommen der geiſtig Gebildeten und dem der haupt- 
ſächlich körperlich ſchwer arbeitenden Klaffen. Während Jene 
ihr gutes Auskommen haben, oder doch Vieles nur aus Ge⸗ 
wohnheit „Bebürhtii“ nennen, mrüſſen Letztere — ſelbſt bei 
Fleiß — oft wirkliche Bedürfniſſe entbehren, können ſich 
oftmals nur dürftig für ihre Familie die körperliche Nah⸗ 
rung und Kleidung beſchaffen, kaum eine Stunde Zeit er⸗ 
übrigen, um über ihre eigenen Verhältniſſe nachzudenken, ge⸗ 
ſchweige ſich geiſtig erholen. 

Iſt es mit Recht gut zu heißen, daß demjenigen, wel⸗ 
cher von früh bis ſpät mit körperlicher Anſtrengung arbeitet, 
ſo daß ihm beim kärglichen Abendeſſen der Suppenlöffel in 
der Hand zittert, der Verdienſt ſo ſehr viel knapper zuge⸗ 
meſſen wird, als dem, welcher ſich nur geiſtig anſtrengt, da⸗ 
bei aber das angenehme Bewußtſein der höhern geiſtigen 
Bildung voraus hat? Der Staat muß deßhalb durchaus 
für die arbeitenden Klaſſen mehr thun, als bisher geſchehen, 
aber dieſes Mehr muß ein geiſtiges ſein, es muß in 
der ben einer guten und freien Volksſchule 
beſtehen. In dieſer Beziehung muß der Staat den ar⸗ 
beitenden Klaſſen noch gerecht werden. Ohne dieſe geiſtige 
Unterſtützung ift keine weſentliche Hülfe möglich. Sie allein 
wird die nöthige Ausgleichung bewirken, während eine rein 
materielle Unterſtützung zur Errichtung zahlreicher Produktiv. 
Genoſſenſchaften (angenommen, daß ſie wirklich ausführbar 
wäre), welcher keine geiſtige Bildung voraufginge, eine ver⸗ 
gebliche Anſtrengung der Geſellſchaft fein würde. Gebt 
uns eine freie und tüchtige Volksſchule und wir 
werden und empor arbeiten!“ — — 


Briefkaſten. 

Hern P. in B. So viel uns bekannt, wird das Lieder⸗ 
buch bald erſcheinen. Die Einlage an Kl. beſorgt. Ueber 
die perſönlichen Beziehungen irren Sie ſich, es liegt eine Na⸗ 
mensverwechſelung zu Grunde. 
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